
Kartellrecht 

ecKeine schlafenden Hunde wecken,, 
Falls Baufirmen r-1achweislich das Kartellrecht verletzen, müssen sie eine saftige Busse bezahlen. 
Mit Aufklärung soll deshalb vor einem solchen Vergehen gewarnt werden, sagt der Rechtsprofessor Patrick 
Krauskopf. Von der Wettbewerbskommission hingegen wünscht er sich mehr Verständnis für die im 
Bau üblichen Arbeitsgemeinschaften. 
Von Urs Rüttimann 

B auunternehmen drohen in der Schweiz 
enorme Bussgelder, wenn sie gegen das 
Kartellrecht verstossen . Im Ausland ris­

kieren fehlbare Mitarbeiter eines Unternehmens 
sogar Gefängnisstrafen bis zu zehn Jahren, so 
beispielsweise in Deutschland, England und 
den USA. «Die zunehmende Kriminalisierung des 
Wettbewerbsrechts wird vermutlich irgendwann 
auch in der Schweiz ankommen», ist Patrick 
Krauskopf überzeugt. Auch ist für den Professor 
für Wettbewerbs- und Handelsrecht an der 
Zürcher Hochschule für Angewandte Wissen­
schaften klar, dass die gesamte Problematik mit 
den Arbeitsgemeinschaften (Arge) in Bundesbern 
nicht vom Tisch ist, auch wenn der Nationalrat 
die überladene Vorlage zur Revision des Kartell­
gesetzes im Herbst 2014 versenkt hat. 

anderem beaufsichtigte er die Baubranche. Seit­
her leitet er als Vorsitzender die auf Kartell- und 
Wettbewerbsrecht spezialisierte Anwaltskanzlei 
Agon Partners. 

Klare Botschaft an Bern 
Was eine Arge für die Bauwirtschaft leistet, ist in 

·der Politik und Öffentlichkeit wenig bekannt. Bau­
unternehmen organisieren sich in einer solchen 
Gemeinschaft, um in einem Vergabeverfahren 
eine gemeinsame Offerte einzureichen . Das kann 
aus Gründen der Effizienz geschehen, weil ein 
Unternehmen allein nicht die Stärke hat, für ein 
Grassprojekt vernünftig zu offerieren. ln ·einer 
solchen Arge bündeln also kleinere Unternehmen 
ihre Kräfte sinnvoll. Aber auch Grassunternehmen 
können sich mit lokalen KMU zu einer Arge zu-

( ( Von der Weko wird zu wenig 
wahrgenommen, dass bei 
Submissionen die Behörden eine 
Nachfragemacht haben. )) 

Pierre-Aiain Graf, CEO der Swissgrid AG 

Von der Weko wünscht sich Krauskopf, dass sie 
sich nicht zu sehr auf Hausdurchsuchungen 
fokussiert. Vielmehr müsse sie aktiv und in einer 
verständlichen Sprache informieren, wo die Gren­
zen eines Kartells genau sind und wie eine Arge 
organisiert werden darf. Zudem dürfen die Wett­
bewerbshüter den Bezug zur Realität nicht ver­
lieren: «Von der Weko wird zu wenig wahrgenom­
men, dass bei Submissionen die Behörden eine 
Nachfragemacht haben. Wenn der Wettbewerb 
vernünftig und effizient ausgestaltet werden soll, 
dann muss die öffentliche Hand zur Verantwor­
tung verpflichtet werden.» 

Der Rechtsprofessor und Anwalt Patrick Kraus­
kopf weiss, wovon er spricht: Von 1998 bis 2009 
war er in verschiedenen Funktionen für die Weko 
tätig, davon acht Jahre als Vizedirektor. Unter 
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sainmenschliessen. Mitunter stocken sie so ihre 
personellen Ressourcen auf oder ergänzen feh­
lendes Know-how, um sich für die Realisierung 
eines Grassprojekts bewerben zu können. 

Weitere Mitbewerber werden durch die Grün­
dung einer Arge in die Lage versetzt, sich an 
einem Verfahren zu beteiligen, das eine Vergabe 
im Wettbewerb sichert. «Sobald aber zwei oder 
mehrere Konkurrenten miteinander reden, hegen 
Wettbewerbshüter einen Verdacht auf illegale 
Absprachen. Das bereitet ihnen Bauchschmer­
zen>>, spitzt Krauskopf das Verhältnis zwischen 
Bauunternehmen und Weko zu. · 

Demgegenüber ist es den Branchenverbänden 
bisher nicht gelungen, die Effizienzvorteile einer 
Arge den Wettbewerbshütern glaubwürdig zu 
erklären . Zusammen mit Juristen erarbeitet der 

Verband Infra deshalb, sozusagen als «magische 
Pille>> gegen die Magenschmerzen der Weko­
Vertreter, Rechtfertigungsgründe für eine Arge. 
«Den Behörden in Bern soll entschieden mitge­
teilt werden: Arge sind grundsätzlich eine gute 
Sache für unser Land>>, so der Rechtsprofessor. 
«Die Bauverbände müssen künftig diese Botschaft 
besser verpacken und vermarkten.,, 

Naive Überschreitungen vermeiden 
Im Kartellgesetz sind folgende Abreden als 
besonders schädlich deklariert: 

• direkte oder indirekte Festsetzung 
von Preisen 

• Einschränkung von Produktions-, 
Bezugs-, Liefermengen 

• Aufteilung von Märkten nach 
Gebieten oder Geschäftspartnern 

Spielt ein Bauunternehmen mit dem 
Gedanken, in eine Arge einzutreten, kann 
es gemäss Krauskopf eine einfache Über­
legung anstellen, um Gesetzesüberschrei­
tungen zu meiden: Wäre es auch möglich, 
das Projekt allein auszuführen, oder braucht 
es dazu eine Arge? Oder präziser formuliert: 
Könnte ich als alleiniges Unternehmen das 
technische Know-how einbringen, den Perso­
naleinsatz stemmen und die finanziellen Risiken 
im Falle eines Zuschlags tragen? «Wenn dem so 
ist, muss bei jedem Entscheidungsträger eines 
Bauunternehmens eine Warnlampe aufleuchten. 
Dann stellen sich kartellrechtliche Bedenken .>> 

Vor dem Hintergrund einer möglichen Kartell­
rechtsverschärfung schlägt der Rechtsprofessor 
vor, prophylaktisch über die Verbände sogenannte 
Compliance zu betreiben. Ein solches Programm 
zur Überwachung der Regelkonformität könne 
helfen, naive und unbesonnene Wettbewerbsver­
stösse aufzugeben, die der Weko die Beweisfüh­
rung erleichtern könnte. «Wir sollten versuchen, 
Altlasten aufzuräumen, ohne schlafende Hunde 
zu wecken.>> 

Marktmacht der Behörde 
Mehr Verantwortung wünscht sich der Kartell­
experte aber auch von der öffentlichen Hand, 

Nr. 7, Freitag, 13. Februar 2015 



Im Submissionsverfahren neigen 
die Behörden zuweilen dazu, 

ihre Pfli chten unzulässig auf die 
Baufirmen zu verlagern. 

respektive von der Weko im Submissions­
verfahren. Das Spannungsfeld, in dem Bau­
unternehmen sich um staatliche Aufträge be­
mühen, ist bestens bekannt: Die Behörden 
versuchen im öffentlichen Interesse, Steuern 

zu sparen. Aus dieser Motivation heraus nei- . 
gen sie dazu, ihre marktbeherrschende Stel­
lung - die Nachfragemacht des Staates -
zu missbrauchen. «Den Behörden muss er-
klärt werde, wo die Grenzen dessen sind , 
was kartellrechtlich legal ist. in den Aus­
schreibungsunterlagen können bei­
spielsweise Rechte und Pflichten unzu­
lässig auf die Bauunternehmen verla­
gert werden. " 

Die Weko sollte seiner Ansicht nach 
deshalb vermehrt auch gegen die öf­
fentlichen Bauherren vorgehen und 
Bussgelder sprechen . Verstärkt müsste 

· diese Kommission als Schiedsrichter in 
Aktion treten und sowohl über die Fair­
ness im Submissionsverfahren wachen 

als auch das Interesse schützen, mit den 
Steuergeldern haushälterisch umzugehen. 

«Nur so kann die Weko in der Baubranche 
an Glaubwürdigkeit gewinnen. >> 

Ausstieg aus einer Absprache? 
Wegen Verdachts einer Wettbewerbsverletzung 
laufen momentan Verfahren gegen 30 Baufirmen 
in verschiedenen Kantonen. Die Eröffnung des 
Verfahrens war für die betroffenen Unternehmen 
jeweils ein «psychologischer Schock», erzählt 

Krauskopf. Eines Morgens steht plötzlich die 
Wettbewerbskommission vor der Tür des 

Unternehmens, begleitet von der Krimi­
nalpolizei. «Gestandene Männer sind 

in Tränen ausgebrochen», berich-

- -- - - -- --- ----

BRANCHE 

Kronzeugenregelung 
2003 ist im Kartellgesetz ein Bonuspro­
gramm verankert worden. Diese sogenannte 
Kronzeugenregelung erlaubt der Wettbe­
werbskommission (Weko), ein Unternehmen 
von einer Sanktion ganz oder teilweise zu 
befreien, falls es bei der Untersuchung einer 
Wettbewerbseinschränkung kooperiert und 
den Vorfall aufzudecken hilft. Die Höhe der 
Reduktion kann je nach Wert der Zusammen­
arbeit 50 Prozent betragen. Für diejenige 
Firma, welche die Tatsachen zuerst auf den 
Tisch bringt, winkt sogar der vollständige 
Erlass einer Busse. Für die Weko ist die Re­
gelung ein wichtiges Instrument, um Verlet­
zungen des Kartellrechts aufzudecken und 
dagegen einzuschreiten. (ur) 

www.weko.admin.ch > Themen > Bonusregelung 

tet der ehemalige Vizedirektor der Weko. Wer in 
dieser Situation in Panik gerate und unüberlegt 
handle, liefere sich selbst ans Messer. Und das 
Vorgehen der Weko lässt keine Zweifel offen: 
Haben sich die Wettbewerbshüter aufgrund von 
Indizien für eine Hausdurchsuchung entschlos­
sen, arbeiten sie sehr zielstrebig darauf hin , das 
verdächtigte Unternehmen zu überführen. 

Falls ein Unternehmen das Wettbewerbsrecht 
verletzt hat, steht ihm die Möglichkeit offen, das 
Kartell reumütig der Weko zu melden. Als «Kron­
zeuge» wird diesem Unternehmen Straferlass 
gewährt, während die anderen Kartellteilnehmer 
gebüsst werden . Der Kronzeuge muss aber 
gewappnet sein : «Die geschädigten Bauherren 
können das betreffende Unternehmen auf Scha­
denersatz einklagen», sagt der Jurist. «Und dieses 
Risiko ist beträchtlich." Zudem leidet die Repu­
tation einer Firma, wenn sie von den Medien 
mit negativen Schlagzeilen ins Rampenlicht der 
Öffentlichkeit gezerrt werden. «Man muss gut 
abwägen, ob man als Kronzeuge auftreten will. » 
Ausserdem dauert die Kooperation mit der Weko 
erfahrungsgemäss zwei , drei Jahre. in dieser 
Zeit ist der Kronzeuge permanent verpflichtet, 
Auskunft zu geben, beispielsweise über die Ent­
wicklung des Marktes. Das schlägt sich in den 
Kosten des Unternehmens nieder. 

Gemäss Krauskopf erhalten die Wettbewerbs­
hüter in der Regel nur dann genügend Anhalts­
punkte für eine Kartellrechtsverletzung , wenn . 
einer der an einer illegalen Submissionsabrede 
Beteiligten aussteigt. Für die weiteren am Kartell 
beteiligten Firmen wird der Gesetzesverslass 
ebenfalls teuer. Als Busse müssen sie bis zu 
zehn Prozent ihres Jahresumsatzes hinblättern 
und sich einem zeitaufwendigen Strilfverfahren 
unterziehen. • 
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